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Stellungnahme des DBfK Nordwest e.V. zum Antrag der Fraktion der CDU, 

Drucksache 16/11224 „Stärkung und Aufwertung der Pflege durch mehr 

Selbstverwaltung – Nordrhein-Westfalen braucht eine Pflegekammer“ in 

Verbindung mit dem Entschließungsantrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 16/8550 „Pflege stärken: Attraktivität 

steigern – Pflegevertretung verbessern“ 

 

Sehr geehrte Frau Gödecke, 

 

wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme in Vorbereitung auf die Anhörung 

des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales zu den oben genannten Anträgen. 

 

Der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V. begrüßt die Initiative der 

CDU ausdrücklich. Der DBfK Nordwest engagiert sich bereits in den vergangenen Jahren in 

besonderer Weise für die Einrichtung einer Pflegekammer in Nordrhein-Westfalen und hat 

maßgeblich zur politischen Auseinandersetzung mit Pflegekammern beigetragen. Die 

Errichtung einer Pflegekammer hält der DBfK Nordwest e.V. für notwendig und von zentraler 

Bedeutung, um eine qualitativ hochwertige pflegerische Versorgung der Bevölkerung jetzt 

und in Zukunft sicherzustellen. 

 

Unsere Haltung als berufsständische Interessenvertretung zur Pflegekammer ist dabei vor 

allem davon geprägt, dass wir Pflegende, die uns betreffenden Belange zum Wohle der zu 

Pflegenden, ihrer Angehörigen und der Gesellschaft verantwortungsvoll in die eigene Hand 

nehmen wollen und können. 

 

Zu den Aufgaben der Pflegekammer zählen aus unserer Perspektive dabei: 

 der Erlass einer Berufsordnung, 

 Mitwirkung bei der Gestaltung des Gesundheitssystems vor dem Hintergrund einer 

Pflegeexpertise, 

 Bündelung der berufsständischen Interessen der Pflege, 

Landtag Nordrhein-Westfalen 
 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales 
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 Empfehlungen zur Qualitätsentwicklung und -sicherung pflegerischer 

Berufsausübung, 

 Regelungen über Fort- und Weiterbildung, 

 Führen eines Berufsregisters aller Pflegefachpersonen, 

 Einsatz von Gutachten und Sachverständigen, z.B. in Schiedsstellen 

und Beratung für Berufsangehörige bei juristischen, ethischen, fachlichen und 

berufspolitischen Fragen und 

 Mitwirkung bei der Ausgestaltung gesetzlicher Bestimmungen für die 

Pflegeausbildung und bei der Entwicklung von verbindlichen Curricula und zentralen 

schriftlichen Prüfungsverfahren. 

 

Zur professionellen Pflege gehören Entscheidungsbefugnisse und Verbindlichkeiten in der 

Berufsausübung, wie eine Berufsordnung diese definieren würde. Die Formulierung einer 

verbindlichen Berufsordnung und deren Schutz ist eine der wichtigsten Aufgaben einer 

Pflegekammer. Dahinter stehen die emanzipatorischen Entwicklungen der Pflege. Die 

Selbstverwaltung ermächtigt und befähigt Pflegefachpersonen, die Verantwortung für die 

eigenen Belange selbst zu übernehmen. So trägt die Pflegekammer dazu bei, dass die 

Anerkennung der Pflegenden und die Wertschätzung der Arbeit der beruflich Pflegenden 

spürbar werden. Die Pflegekammer ist die Institution, die aus der Perspektive der beruflich 

Pflegenden die zukünftige Diskussion um notwendige Entwicklungen zur Sicherung der 

pflegerischen Versorgung maßgeblich mitbestimmen wird – und zwar aus der Perspektive 

der Pflegenden. 

 

Ohne Zweifel ist, dass Pflegende schon heute aufgrund von Fehlentscheidungen und 

politischen Versäumnissen negativ in ihrer heilkundlichen Tätigkeit beeinflusst werden. Zu 

nennen sind hier vor allem der umfänglich grassierende Personalmangel, die 

Nachwuchsprobleme und die widrigen Arbeitsbedingungen in der beruflichen Pflege. (z.B. 

stetig zunehmende Arbeitsverdichtung, Personalmangel, stetiger Anstieg der 

Versorgungskomplexität). Hierzu haben wir bereits in der Anhörung zum Antrag der Fraktion 

der Piraten Partei „Mehr Pflegepersonal für eine menschliche Versorgung und 

Patientensicherheit“, Drucksache 16/9586 am 25. Mai 2016 umfassend Stellung bezogen.  

 

In diesem Zusammenhang weisen wir mit Nachdruck darauf hin, dass sich die Situation der 

Pflegenden über mehrere Jahrzehnte ohne verantwortliche und institutionalisierte 

Beteiligung der Pflegeberufe an den jeweiligen Entscheidungsprozessen kontinuierlich 

verschlechtert hat. Bei Kernfragen zur Ausgestaltung pflegerischer Angebote und 

Leistungen, entscheiden andere. Deshalb müssen Pflegefachpersonen als 

Selbstverwaltungspartner auf politischer Ebene mitverhandeln können, wenn es den 

Leistungsbereich der Pflegenden betrifft. 

 

Gleichwohl berührt die Pflegekammer keine originären Zuständigkeiten anderer Akteure. So 

bleiben die zuständigen Gewerkschaften von der Einführung einer Pflegekammer unberührt - 

diese führen beispielsweise auch weiterhin die Tarifverhandlungen mit den Arbeitgebern. 

Tarifverhandlungen gehören nicht zu den Aufgaben einer Pflegekammer. Pflegende haben 

einen Anspruch auf ein auskömmliches und vor allem der Leistung und Verantwortung 

entsprechendes Gehalt. Hier sehen wir als Berufsverband unabhängig von der Etablierung 

einer Pflegekammer einen großen Nachholbedarf dem sich die Gewerkschaften mit 

Nachdruck annehmen sollten. 

 

Durch den Erlass einer Berufsordnung, Empfehlungen zur Qualitätsentwicklung sowie durch 

Regelungen über Fort- und Weiterbildungen, wird eine sachgerechte, professionelle Pflege 

sichergestellt, die dem Schutz von pflegebedürftigen Menschen dient. Egal ob diese im 

Krankenhaus, im Pflegeheim oder zu Hause gepflegt werden. Das waren 2013 im Rahmen  
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der gesetzlichen Pflegeversicherung immerhin 291.000 Menschen in NRW1 und die Zahl der 

2015 in NRW betreuten und gepflegten Patienten in Krankenhäusern lag bei 4,5 Millionen 

Menschen2. Eine Pflegekammer dient demnach nicht dem Selbstzweck der 

Berufsangehörigen, sondern der Sicherstellung einer angemessen Pflegequalität. 

 

Durch die Registrierung aller Pflegefachpersonen in einem Berufsregister einer 

Pflegekammer ist es möglich, die notwendigen Daten als Planungsgrundlage für den 

Fachpersonenbedarf zu erheben. Ein solches Register ist somit von zentraler Bedeutung für 

die Sicherstellung der pflegerischen Versorgung in NRW. 

 

Die verfassungsrechtlichen Bedenken im Entschließungsantrag von der Fraktion der SPD und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilen wir nicht. Rechtsgutachten aus Niedersachsen 

von Herrn Deter3 aus dem Jahre 2012 und von Herrn Prof. Dr. Igl aus dem Jahr 2015 (siehe 

Anhang) belegen, dass die Einrichtung einer Pflegekammer auch unter 

verfassungsrechtlichen Aspekten möglich ist. 

 

Aufgrund der enormen Bedeutung von Pflegenden für die Bewältigung der 

Herausforderungen einer alternden Gesellschaft und der aktuell indiskutablen 

Arbeitsbedingungen in der beruflichen Pflege erwarten wir einen von allen Parteien 

getragenen Willen zur weiteren Emanzipation der Pflegenden und zur Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen für Pflegende. Der DBfK-Nordwest e.V. ist davon überzeugt, dass die 

mit Errichtung einer Pflegekammer einhergehende und maßgebliche Beteiligung der 

Pflegenden an gesundheits- und pflegepolitischen Diskussionen und Entscheidungen zur 

Förderung der Anliegen von pflegebedürftigen Menschen und ihrer Angehörigen und des 

Verständnisses der Pflege und der Pflegenden beitragen wird. Nordrhein-Westfalens 

Pflegende haben sich bereits im vergangen Jahr für eine Pflegekammer engagiert, wofür gut 

42.000 Unterschriften der Petition „Pflegekammer NRW jetzt!“ sprechen. 

 

Der DBfK Nordwest e.V. unterstützt den Antrag der CDU Landtagsfraktion, die 

Landesregierung aufzufordern, ein Gesetzgebungsverfahren zur Errichtung einer 

Pflegekammer in NRW einzuleiten. Der DBfK Nordwest e.V. war und ist maßgeblich an der 

Gestaltung des politischen Prozesses und der konkreten Etablierung von Pflegekammern in 

den Errichtungsausschüssen in Niedersachsen und Schleswig-Holstein beteiligt. Für die 

konkrete Errichtung einer Pflegekammer in NRW steht der DBfK Nordwest e.V. als 

kompetenter und erfahrener Gesprächspartner in dieser Frage bereit.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
1 https://www.it.nrw.de/statistik/e/daten/eckdaten/r512pflege.html 
2 https://www.it.nrw.de/statistik/f/daten/eckdaten/r512krankh.html 
3 http://www.ms.niedersachsen.de/startseite/themen/pflege/pflegeversicherung/pflegekammer/pflegekammer-niedersachsen-110014.html 

 
 

Martin Dichter 
Vorsitzender  

 
 

Burkhardt Krebs-Zieger 
Geschäftsführer 



 

  Seite 4/14 

DBfK Nordwest e.V. 

www.dbfk.de Mitglied im International 
Council of Nurses ICN 

Bankverbindung 
Bank für Sozialwirtschaft Hannover 

BLZ 25120510  |  Konto 7448900 

Steuer-Nr. 25/276/04018 

www.dbfk.de Mitglied im International 
Council of Nurses ICN 

Bankverbindung 
Bank für Sozialwirtschaft Hannover 

BLZ 25120510  |  Konto 7448900 

Steuer-Nr. 25/276/04018 

Anhang: Kopie der rechtlichen Stellungnahme zu zentralen Vorschriften des Entwurfs eines 

Gesetzes über die Pflegekammer Niedersachsen (Stand 02.07.2015) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stark (ür 
die Pflege GSJBfK 

rDeutscher Berufsverband 
ur Pflegeberufe 

Starkfur ~BfK 
die Pflege c..±X" 

Deutscher Berufsverband 
für pflegeberufe 

Rechtliche Stellungnahme 
zu zentra len Vorschriften des Entwurfs eines Geset zes über die pfiegekammer 
Niedersachsen 
(Stand: 02.07.2015) 

tür 

D BfK ordwf'St e.v. 
ve rtreten durch die Vorsitzende M ar ita Maur f1i:z 
Lister Kirch weg 45 
30163 Hannover 

von 

Prof. Dr. Gem ard Igl, Un iversitätsprofessor a.D. 
GÜntherstr. Sl 
220S7 Hamburg 

Hamburg, den 7. Sept ember 2015 
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Prof. Dr . Igl - Stellungnahme Gesetzentwurf Pflegekammer Niedersochsen 

1 Zusammenfassende Stellune:nahme 
Die Errichtung einer Pfi egekammer in Niedersach se n ist zu begrü ßen. Im Vorderg/ll nd steht da­

bei nicht so , ehr die Aufwer t ung der Pflegeberufe als vielmehr die Anerkennung und Würdigung 

von Aufgaben und Tät igkeiten, die fü r das Gesundheits- und Pfl ege wesen unverz iehtbar sind. Die 

Pfl egeberufe sehen sich imstande, den anspruchsvollen Verpflichtungen nachzukommen, d ie 

mit der Errichtung und Gestalt ung einer Pflegekammer verb unden sind. 

Im Gesundheitswesen sind zahlreiche Heilberufe verkammert. Diese Kammern und ihre Arbeits­

gemein.chaften ·auf Bundesebene haben sich bewährt. Sie sind eine wicht ige Voraussetzung 

nicht nur fü r die Wahrnehmung berufl icher Angelegenheiten, sondern sie li efern auch einen Bei­

trag zu r Gewährleist ung der gesundheitlich en Belange der Bevölkerung. f u r d ie neue Pflegekam­

me r in Nied ersachsen ste lien sich d esha Ib gro ße He rausforderu ngen. Sie muss sich da ra n mes,en 

lassen, was bisher die Heilberufekammern in Nie-dersachsen erreicht haben. 

Der vor liegende Gesetzentwurf trägt den Belangen der Pflegeberufe und den Anforderungen an 

die gesundheit liche und pfi egeri.che Versorgung der Bevölkeru ng umfassend Geltung. Wie fast 

jeder Gesetzentwurf bedarf auch der vor liegende Entwurf des Gesetzes über die Pflegekammer 

in einigen Punkt en der Änderung bzw. Präzisierung. Dies gilt vor all em f ür die freiwil lige Mitglied­

" haft, die Einführ ung einer f rauenquote bei der Kammerversammlung und die Übem ahme 

staat lich er Aufgaben und der entsprechenden Kostent ragung_ Besonders zu begr üBen ist die ge­

setzliche Verankerung der fortbildungspfl icht und d ie Einricht ung einer Eth ikkommission. 

Die nachstehenden Ausfü hrungen zu den einzelnen Punkten des Pflegekammergesetzessind von 

dem Bemühen um die Fassung eines Pflegekammergesetzes getragen, das keinerlei recht lich en 

und inhaltlichen Bedenken ausgesetzt ist . 

2 Zur e:esundheitspol it ischen Notw e ndie:ke it e iner pfl ee:ekamm e r 
In der Diskussion um die Sinnhaftigkeit der Einführung von Pflegekammern sind mittlerw eile alle 

Argument e au sgetauscht. Oas Argument, dass die Aufgaben einer Pflegekammer auch von pri­

va!rechtlich en Be ruf>erga nisat ion e n wah rge nommen werd e n könnt e, hat sich insofern e rl edigt, 

als die Rea lität der entsp rechenden Verbandsa ngehörigkeiten und damit auch der Finanzie­

ru ngsbasis fü r politi.che Gest altungsmöglichkeiten dagegen spricht_ Mit einer Pfi egekammer 

kann neben den allseits formulierten Aufga benwahrnehmungen strukturell vor allem bewirkt 

werden, dass die Stet igkeit der AufgabenerfU llung und die Sicherung eines institut ionellen Ge­

dachtnisses gewähr leistet wird. 

Die politi.chen Meinungsstände sind hinreichend bekannt. Mittlerw eile ist klar zu Tage getreten, 

dass die jeweils politi.ch ve rt retenen Ansicht en insbesondere bestimmte verb andspolitisch e In­

teressen widerspiege ln: 

Die massive Gegnerschaft einer groBen Oienstleistungsgewerksch aft (ver.di) beruht ins­

besondere auf der Bef ürchtung, dass die Pflichtmitgliedschaft in einer Pflegekammer, 

- 1 -
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verbunden mit der Za hlung eines Pflichtbeitrages, dazu führt, dass Angehörige der Plle­

geberufe kein Interesoe mehr an einer gewerk>chaftlichen Vertretung ze igen. Die ge­

werk>chaftliche Kritik überspielt dabei die verfassungsrecht lich vorgegebene Aufgaben­

vertei lung zwischen Gewerkschaften und Berufsver bänden. Erstere sind fü r die Verein­

barung von Arbe itsbedingungen, insbesondere Tar ifbedingungen, zust ändig, l etzte re fil r 

die berufsrecht lich en Ange legenheiten und, bei den Gesundheitsberufen, auch für die 

l eist ung eines Be itrages zum Gesundheitsschutl der Bevölkerung. 

- Die GegnersChaft von Teilen der führenden politischen Parteien beruht zum Teil auf den 

allgemeinen politischen Vorstellungen dieser Parteien, zum Te il auf der Nähe zu den Ge­

werkschaften. Eine massive Gegnerschaft quer durch die Parteienlandschaft ist allerdings 

nicht wahrzunehmen. 

- Die Gegnerschaft der Arbeitgeberverbände und der Verbände der Leistungserbringer auf 

dem Geb iet der Pflege ber uhtzum einen au/der Wahrung der finanziellen Interessen der 

Mitglied oe inrichtungen. Diese bef ürchten, gera de auch angeSichts des M angels an quali­

fizierten Pflegefachkräften, eine Abwalzung der Mitgliedsbeiträge auf die Arbeitgeber. 

Zum anderen sehen sich die Ver bände selbst mit einem neuen Akteur auf pI legepoliti­

sch en Fel d konfrontiert . 

- Die anderen Akt eure des Gesundheits- und insbesondere des Pflegewesens verha lt en 

sich zurückhaltend und abwartend. Dies gilt für anem für die Sozialversicherungsträger 

und ihre Verbände, während die Bundesärztekammer und einige landesärztekammem 

den Pflegekammem positiv gegenüberstehen. 

Angesichts der Za hl der Angeh ör igen der hei I beruflich gere-gelten Pflegebe rufsa ngehörige n wird 

sich bei einer Errichtung einer Pflegekammer in za hlreich en l ändern der Bundesrepublik der 

gröBte beruferecht liche Zu sa mmenschluss - dann organisiert in einer Bundespflegekammer -

auf dem Gebiet der Gesundheitsberufe ergeben. Damit kann ein gelVichtige r politisch er Akteur 

entstehen, der wohl zum am meisten lVahrgenommenen Sprachrohr in An gelegenheiten der 

Pfl ege werden wird . 

3 Alleemeine verfassunesreohtl iohe Fraeen zu den Möelichke iten der 
Einriohtune van pfleeekammern 

Eine Verkammeru ng, d.h. die Einrichtung einer öffentl ich .. recht lich en Körp erschaft mit Pfl icht­

mitgliedschaft der heilberufsgeserzlich regu lierten Pfl egeberuf e und mit Zahlung von Pflichtbei­

trägen, ist verfa55ungsrechtlich mögli ch. Mit der Ver kammerung wird ein legit imes öffentlich es 

Interesse verfo lgt . Folgende zentrale verfaS5ungsrechtliche Fragen sind mit der Einrichtung einer 

Pfl ege kammer verbunden: 

- Gesetzgebungskompetenz des landes; 

- Pflichtmitgliedsch aft; 

- Entrichtung eines PIlichtbeitrages; 

- Fehlende Einrichtung einer Versorgung, einrichtung, 
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Stark (ür 
die Pflege GSJBfK 

rDeutscher Berufsverband 
ur Pflegeberufe 

Stark für 
die Pflege ( Itl 2!!!.~erband für pflegeberufe 

Prof. Dr. Igl - Stellungnahme Gesetzentwurf Pflegekammer Niedersochsen 

3.1 Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz für die Einrichtungvon Pfle,gek-ammem l iegt bei den Ländern. Eine 

konkurrieren de Gesetzgebungszm tändigkeit des Bundes kann nicht aus der Kompetenz für die 

. Zulassung zu ärztliche n und anderen Heilbe rufen" (Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 GG) entnommen wer­

den, da es sich bei der Errichtung von Kam mern und die Einführung einer Zwangsmitglied5chaft 

um Rege lungen zu r Berufsausilbung handelt, für die die gesetzgebenden Organe der Länder zu­

ständig sind. 

3.2 pfl ichtmitgl iedschaft 

Die Mitgliedschaft hängt nicht davon ab, ob die Pflege berufe als Freie Be rufe zu verstehen sind 

oder ob sie vorbeha lte ne Tat igkeiten ausil ben. Sie hängt auch nicht von einer selbstständig aus­

geÜbten Tät igkeit ab. Ka mmermitglieder können auch Angehörige der Pflegeberufe we rden, die 

unselbstständig (abhängig) tätig oder Beamte sind. Die Einräumung vorbehalt ener Aufgaben ist 

keine Voraussetzung fil r die Verkammerung. 

3.3 pfl ichtbeitrag 

Die Erh ebung eines Pflichtbeitrages für Pflichtrnitglieder einer Pflegekammer ist grundsätzlich 

verfassungsrechtlich zu lässig. Sie muss den Grundsätzen der Verh älm ismäßigkeit Genil ge leis­

ten. 

3.4 Fehlende Versorgungseinrich tung 
Die Einrichtung einer eigenen Versorgungse inrichtung für die Mitglieder ist ke in konstitu ieren­

des M erkmal einer Pflegekammer. Das Fehlen einer solchen Versorgungseinrichtung ändert 

nichts an der verfasssungsrechtlichen Zulässrgl::eit der Errichtung einer Pflegekam mer. 

3.5 Sonst iges 

3.5.1 Unions, ,,cht 

Substanz ielle europarechtliche Bedenken gegen die Einricht ung von Pflegekammern sind in Hin­

blick auf die Dienstleistungsfreiheit und die Freizügigkeit nicht gegeben. Die unionsrechltich en 

Bedenken gegenüber Wirtschaftskammern (Industrie- und Handelskammern) betreffen nicht die 

Berufskammern. 

3.5.2 Bundespflegekammer 

Auf Bundesebene können sich die Pflegekammern nach dem Vorbild der Bundesärztekammer 

als Arbeitsgemeinschaft oder als Verein organisieren. Eines gesetzlichen Errichtungsaktes bedarf 

es hierfür nicht. Ein solcher wäre auch verfassungsrechtlich nicht zulässig, da der Bundesgesetz­

geber hierfü r keine Gesetzgebungskompetenz hätte. Oie Länder haben ebenfalls keine Gesetz­

gebungskompetenz für ein Gesetz, das bundeslVe it e Geltung beanspruchen würde. 
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Die Errichtung ei ner Bundespfl egekammer als Arbeitsgemeinschaft bereits existierender (Lan­

des-JPflegekammern hängt niellt von der Za hl der an der Arbeitsgeme inschaft t eilnehmenden 

Landespflegekammern ab. Es empfiehlt siell jedoch, zumindest zwei Landespflegekammern in 

einer Arbeitsgeme inschaft zusa mmenzuführen, da sonst die Merkmale des Begriffs der Arbeits­

gemeinschaft als Zusa mmenarbeit mehrerer Einheit en nicht erfüllt wären. 

4 Zentrale Vo rschriften im Entwurf e ines Geset zes über d ie Pfle,e­

kammer Niede rsac hsen 

4.1 Verankerung der Pflegekammer im Kammergesetz für Heil berufe 

Die Frage, ob das Pflegekammergesetz nicht besser seinen Platz im Kammergesetz für die Heil­

berufe (HKGJ haben sollt e, ist eher von rechtssyst emat iseller als von rechtsinhaltlicher Bedeu­

tung. Aus rechtssystematischen Gründen erscheint es günstiger, alle ver kammerten Heilberuf·e 

in einem Gesetz. hier dem Kammergesetz tür die Heilben Ife. zusammenZllfa.ssen. So sind dje 

Titel und die Abfolge der Vorschriften des Pflegekammergesetzes bis auf einige Abweichungen 

dem HKG nachgebildet. Unt er dem Gesichtspunkt der Rechtsinhalte ist es jedoell irrelevant, ob 

das Pflegekammergesetz als eigenständiges Gesetz oder als in das HGK integriertes Gesetz er­

scheint . 

Es ist sell wer zu beurteilen, ob die Verortung der Pfl egekammer in einem eigenständ igen Gesetz 

oder in einem Gesetz, das ber eits die anderen verkammerten Heilbenufe umfas.st, sich in der 

gese llschaftlichen und politischen Wahrnehmung negativ oder positiv auswirken wird . Negative 

Auswirkungen könnten in der Annahme begründet sein, dass mit der Niellta ufnahme in das HKG 

eine Art Zweite r· KI a sse-H eilbe ruf si gna lisien wird. Eine mögliche - bis jetzt noch nicht diskuti e rte 

- positive Wirkung in der Wahrnehmung könnte dureIl die besse re mediale Siellt barkeit eines 

eigenständ igen Gesetzes (. Die Pflege hat ein eigenes Pflegekammergesetz ") erzielt werden. 

Auch wenn viele Gründe fü r die Aufnahme der Pflegekammer in das HKG sprechen, so ist doell 

den pragmatisell en Erwägungen gesetzgeber iselle r An stattzugeben. Jede Öffnung eines Geset­

zes kann polit isch zum Anla:5s genommen we rden, auch die bereits bestehenden Inhalte eines 

Gesetzes verändern bzw. reformieren zu wollen. In der Gesetzgebung<geschichte der Bundesre­

publik Deutschland lassen sich zahlreiche Beispiele fin den, dass wegen des damit verbundenen 

Komple.xitätszuwachses auch das ursprü ngliell e Anliegen gescheitert ist. 

4.2 Freiwillige Mitgliedschaft (§ 2 Abs. 3 pflegeKG) 
Die Eröffnung einer freiwilligen Mitgliedschaft für die in § 2 Abs. 3 PIIegeKG genannten Perso­

nen1 ist unter fo lgenden Gesichtspunkten zu bet racht en: 

Als f reiwillige M itglieder kommen in Betracht beruflich Pflegende mit einem stait[ichen Absch1uss~ Das sind 
die k üher in NiedersilChse n und in anderen Bundesländern einjä hrig ausgebildeten Krankeonpflegehelfer und 
Altenpflegehelfe r und die jet zt in Ntedersachsen Z\\'eijä hrig iIIus€ebildeten pflegeassistenten mit staatltcher 
prüfung. Nicht in Betracht kommen a lle sonstigen pflegeh.e1fer . 
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Die Kammer hat die Möglichkeit, die freiwillige Mitgliedschaft zu ermöglichen. 

Die f reiwill igen Mitglieder sind aktiv und pass iv wah lberecht igt (§ 12 Abs. 4l . 

für pflegeberufe 

Die f reiwilligen MitgJ ieder sind in einer eigenen Wahlgruppe aktiv und passiv wahlbe­

rechtigt (§ 12 Abs. 5 S. 2 l. 

Die Kam merversammlung ist das demokratisch e Organ der beruflichen Selbstverwalt ung. Frei­

willige Kammermitglieder könnten theoret isch rechnerisch die M ehrh eit der Kammerversa mm­

lung ausm achen und damit die Besch lussfassung prägen (vgl. § 15 Abs. 3l. Da die Kammerver­

sa mmlung Rechte und Pfl icht en gegenüber den Kammermitgliedern begründen kann (vgl. § 161, 

sollt e ihre Zusamm ensetzu n,g auch nur von denen bestimmt werden, denen gegenüber dies.e 

Rechte und Pfl ichten dann bestehen sollen. Diesem Argument kann nicht dadurch bege gn et wer­

den, dass die Kammer satzung durch die Kammerversam mlung entsprech end ausgestalt et wer­

den kann, um solchen Problematiken zu begegnen (vgl. § 16 Nr. 1 Bu chst. al l, denn d ie Kam­

m erve rsa mml ung könnte bere its aus einer Meh rz ah I f re iwillige r Mitglieder besteh en. Die Pflicht ­

mitgJieder haben th eoret isch nur bei der em en Entscheidung über die freiwill ige Mitgliedschaft 

die Möglich keit, Rege lungen in der Kammersatzung zu treffen, wie die Rechte der freiwil ligen 

Mitglieder auszugestalt en sind. Werden in der Kammersatzung keine entsprechenden Vorkeh­

ru ngen getroffen, könnte sich t heoretisch die Möglichkeit einer Stimmenmehrheit der f reiwill i­

gen M itglieder ergeben. Damit könnten f ür die Zukunft die Pflicht mitglieder t heoret isch stets 

einer St immenmehrheit der freiwilligen M itglieder ausgesem sein. 

Auch w enn es. nur die Pflichtmitglie<ler srnd, dle in der Kamme rversamm lung bei der erst en Ent­

scheidung über die Ausgestaltung einer freiwi ll igen Mitgliedschaft in der Kammersatzung Ent ­

scheidungsmacht haben, wäre es doch hilfreich, wenn das Gesetl selbst entsprechende Vorkeh­

ru ngen trifft, um dem Demokra tiepr inzip vor vornherein zur Wirkung zu verh elf en. Eine dem 

Demokratieprinzip entsprech ende l ösung könnte darin gesehen werden, dass den Pfli chtmit­

gliedern in der Kammerversammlung bei der Besch lussfassung in Angelegenheiten, die nur die 

Pflichtrnitglieder betreffen, eine qualifiziene Mehrheit zugestanden wird. Da s müsste aber ge­

set zlich geregelt werden. Der Verw eis auf die Regelung zur qualifiz ierten Mehrheit in § 15 Abs. 3 

S. 1 hilft nicht , da hierfür bereits eine Kammerversammlung konstituiert sein muss. 

Denkbar wäre auch eine l ösung einer Kammer in der Kammer, d.h. der Schaffung einer eigenen 

Kammerversa mmlung für die f reiwilligen Mitglieder zur Besch lussfassung in deren Angelegen­

heiten. Aber auch dann müssten Regelungen vorgesehen werden, wie bei der Beschlussfassung 

in den alle KammermitgJieder betreffenden Angelegenheiten vorzugehen ist. 

Den vorstehend aufgeführten Rechtsprob lemen kann nicht mit dem Argument begegnet wer­

den, dass sich in der Praxis eine solche Situation der Stimmenmehrh eit freiwilliger Mitglieder 

wahrschein lich nicht ergeben wird, wobei im Übrigen gegenwärtig weder An halt spunkt e dafür 

od er dagegen ersichtlich sind. Das KörpersChaftsreCht einer Berufskammer muss so verfasst sein, 

dass es dem Demokratiepri nzip entspricht . Eine Berufskammer mit Pflicht mitgliedschaft für be­

st immte Berufsangehör ige kö nnte ihren Zweck verfehlen und damit ihre verfassungs recht liche 

Rechtfert igung verlieren, wenn die Rechte und Pflicht en der Pflichtrnitglied er durch eine Mehr­

heit von f reiwill igen MitgJiedern in der Kammerversammlung bestimmt werden könnten, ohne 
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dass die Pfl idltm itglied er auf dem okratischem Weg die Möglich keit haben, einer sol ehen Frem d­

bestimmung zu begegnen. 

Es wird daher empfohlen, die Vorschr ift des § 2 Abs. 3 zu streichen. Altern at iv kommt eine Re­

ge lung zur Bildung einer kammer der freiwill igen Mitglieder in der Pfl egekammer zur Regelung 

der Angele ge nhe ite n der f re iV/ill igen M itg lied e r in Beu a cht. Bei der Regelung gemeinsa m er An­

ge legenheiten sind ebenfalls die demokrat ischen Redlt e der Pflichtmitglieder zu wahren. Dies 

könnte durdl entsprechende Quoren oder Vetomöglichkeiten gestaltet werden. Die Einzelheiten 

hierzu wären zu diskutieren. 

Sollt e die gegenwärtige Fassung des Gesetzentwurfs Gesetz werden, ist der kammerver sa mm­

lung besondere Behutsamkeit bei der Ausgestaltung der Rechte von freiw illigen M itgliedern an­

zuraten. Es empfiehlt sich entsprechende rechtliche Beratung, ggf. auch die konsultation der 

Aufsichtsbehörde. 

4.3 Wahrnehmung staa t licher Aufgabe n (§ 9 PfiegeKGl 

§ 9 sieht zwei Arten der Übertragung von staa t lichen Aufgaben vor: Die gesetzliche Übertragung 

von Aufgaben (§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2) und die durch Verordnung vera nlasste Übertragung 

von Aufgaben (§ 9 Abs. 2). In beiden Fällen werd en die Aufgaben zu r Erfüllung nach Weisung 

übertragen. Es handelt sidl damit um PIIichtaufgaben, die der Fachaufsicht der Auf sicht5 be­

hörde unter liegen (§ 31 Abs. 1). Die Kosten fü r diese Aufgabenwahrnehmu ng werd en im ersten 

Fall durch Erhebung von Gebühren und Auslagen (§ 9 Abs. 1 S. 2) gedeckt. Im zweiten Fall be­

stimmt die Übertragungsverordnung die Deckung der kosten (§ 9 Abs. 2 S. 2). 

§ 9 ist unter folgenden Gesichtspunkten zu betrachten: 

- Grundsätzliche Fragen zur Aufgabenübertragung; 

- personell e und fadl liche Ka pazität en bei der Wah rn e hm ung von Sta atsaufgab e n; 

- Kostent ragung. 

4.3.1 Grundsätzlic,he Frag"n zur Aufgabenübertr'lgung 

Berufskammem werden zuvorderst zur Regelung der eigenen beruflichen Ange legenheiten 

(etwa Berufsordnung, Weiterbildung, Ethikkommiss ion, Qualitätssicherung) errichte!. Im PIIe­

geKG sind diese Aufgaben der Regelung der Kammerversammlung (§ 16) überlassen. Die Über­

tragung staat licher Aufgaben ist rechtlich möglich. Dem inst it utionellen Gesetzesvorbehalt ist 

durch die Regelung in § 9 Rechnung getragen. Das gilt auch für die Übertragung durdl Verord­

nung, da h ier nur weitere die Pflege betreffende Aufgaben erfasst sind. Jedoch wäre mit Blick 

auf den inst itutionell en Gesetzesvorbehalt eine prä zisere Fassung wünschbar, mit der der Bezug 

auf die die Pflegeberuje betreffenden Aufgaben hergestell t wird. 

Die Übertragung staat lidler Aufgaben kann sich aber insofern als problematisch erweisen, als 

dass mit dieser Übertragung die genuinen berufsrecht lidlen Aufgaben einer Berufskammer in 

den Hintergr und tret en könn en. Bei den in § 9 Abs. 1 übertra genen Aufgaben handelt es sich um 
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solche, die durchaus eine Beruf5nähe aufweis en (Erlaubniserteilung nach den He ilberufegeset­

zen; unionsrechtliche Umsetlung bei der Anerkennung der Berufsq ualifikationen; Weiterbil­

dungsordnungenJ. Eine Be rufsnahe i<il dam it gegeben. 

Zu bedenken ware jedoch, ob eine we niger autoritativ gesetzlich fe<il be<ilimmte Aufgabenüber­

tragung gerade angesichts der Situation einer jungen Berufskammer nich t angemessener wäre. 

So ist für die Pflegekammer in Schleswig-Holstein in § 3 Abs . 3 Pflegeberufekammergesetl 

(pBKG) vom 16. Juli 2015 (GVOBL 2015, 206) folgende Regelung zur Aufgabenübemagung vor­

ge,ehen, mit der auf die diesbzüglichen Belange einer Pfi egekammer besondere Rück3icht ge­

nommen wird: 

a{3) Oie Aufsichtsbe-horde kann der Pfl egebe-rufelcamm er mit dere-n Zust immung durch Verord­

nung weite re Aufgaben als eigene Angelegenheiten oder zur Erfüllung nach Weisung übenragen, 

die den in Absatz 1 genannten Aufgaben ihrem Wesen nach entsprechen. In der Verordnung ist 

zu bestimmen, wer die aus der Durchführu ng der Aufgaben entstehenden Kosten trägt ." 

Unabhängig davon sollte in eni3prechender Anwe ndung des Konnexitäi3prinzipes (vgl. Art. 57 

Abs. 4 der niedersach, ischen Verfassung) eine Übertragung staat lich er Aufgaben nur dann be­

wirkt werden, wenn eni3prech ende Vorkehrungen zu den personell en, fachlichen und finanziel­

len Kapazitaten getroffen werden. 

4.3.2 Personelle und fach li che Kapazitäten bei der Wahrneh mung von Staat,aufgaben 

für die Erfü llung der staatlichen Aufgaben - ebenso wie für die Erfüllung der sonstigen Kammer­

aufgaben - muss enBpreche.ndes Personal mit entsprechender fachlich er Qualifikation zur Ver­

fügung stehen. Dem kann dadurch Rechnung getragen werden, dass das bisherige für diese Auf­

gaben vorh andene Behördenpersonal im Rahmen der beamt enrecht lichen und sonstigen Vor­

schr iften des Öffent lichen Dien<iles für die Wahmehmung die,e r Aufgaben zu r Verfügung ge­

steilt wird. Eine andere Lösung ist hierzu nicht in Sicht . 

4.3.3 Kostentragung 

Die KO<ilen, die aus der ÜbertragUng der Aufgaben nach § 9 Abs. 1 enBtehen, werden durch 

Erhebung von Gebühren und AUSlagen gedeckt (§ 9 Abs. 1 S. 2) . Sch on bisher werd en für Ami3-

handlungen Gebühren erh oben. 

Es kann von hier aus nicht beurtei lt werden, ob die Beme"ungsmöglichkeiten fü r Gebühren und 

Auslagen nach dem Nieder<ächsischen Ve rwa lt ungskostengesetz (NVwKo<ilG ) so ge't altet sind, 

dass die P·ersonal- und Sachkosten fü r die Übemahme der st aatlichen Aufgabe n voll gedeckt 

we rden können. Das Ziel der vollen Deckung d ieser Kosten ist aber anzu<ilreben, da som t die 

Beit räge der Kammenmitglieder zur Durchführung von staatlichen Aufgaben verw endet we rden. 

Bei der Übert ragung staatlicher Aufgaben nach § 9 Abs. 2 ge lt en die vorstehenden Ausführu ngen 

enBprechend. 
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Stark (ür 
die Pflege GSJBfK 

rDeutscher Berufsverband 
ur Pflegeberufe 

Stark für 
die Pflege ( Itl 2!!!.~erband für pflegeberufe 

Prof. Dr. Igl - Stellungnahme Gesetzentwurf Pflegekammer Niedersachsen 

Zur Wa hru ng der finanziellen Interessen der Kammermitglieder wäre es hilf reich, wenn die Vor­

schr iften zur Übertragung staatlicher Aufgaben eine n Passus enthielten, in dem darauf hinge­

wiesen wird, dass die Kosten tu r die ErfiJ llung diese r Aufgaben nicht zu Lasten der Einnahmen 

aus den Beiträgen der Mitglieder gehen dürfen. 

4.4 Frauenquote (§ 12 Abs. 1 S. 2 PfiegeKG) 
Die Einf ührung einer Frauenquote bei der Wahl der Mitgli eder der Kammerversammlung stößt 

auf verfa ssungsrecht liche Bedenken . Es handelt sich um demokratische Wa hlen zu einem Organ 

der Selbstverwaltung, also der mittelba ren Staatsverwaltu ng. Deshalb gelten hier die allgemei­

nen Wahlrechtsgrundsät ze, w ie sie in § 12 Abs. 1 S. 1 wiedergegeben werden. Da sich in jüngerer 

Ze it besonders unter Heranziehung von Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG (tatsächlich e Durchsetzung der 

Gleichberecht igung von Frauen und Mä nnern und Be seit igu ng bestehender Nachteile) jedoch 

die Auffassungen zur strikten Anwendung des Grundsatzes der Wahlrechtsgleichheit in Richtung 

auf Zu las;ung von Frau e nquote n verändert haben, kö nnt en h i e r zu kü nftig andere M a ßstä be gei­

ten . Dies w ird auch in einem vor kurzem ergangenen Beshluss des Bund esverfassungsgerichtes 

(vom 01.04.2015 - 2 BvR 2058/14) zu r Ausgesta lt ung des passiven Wahlrecht s tu r Ämt er inner­

halb einer polit ischen Partei deut lich, auch wenn dieser Beschluss sich nicht zentral mit dieser 

Frage besch äftigt hat. Das Gericht verweist darauf, dass nach verbreiteter Auffassung Quot en­

regelungen bei der Wahl zu Parteiämtern als Inanspru chnahme der Freihe it der Parte i, die de­

mokrat ische Ordnung ihren progra mmaitschen Zielen anzupassen, nicht grundsätzlich ausge­

~hlo ssen seien . 

Ob diese Feststellungen auch auf die W ahl zu staatlichen Orga nen übertra gen w erden können, 

ist allerdings sehr fraglich. 

Die Gesetzesbeg:riindung zu dieser Vorschr ift besagt im Übrigen nichts zur Einf ührung einer Frau­

enquote. Hier Mne man sich Hinweise zur Realisierung unter Beachtung der allgemeinen Wahl­

rechtsgrundsätze erwartet (vgl. auch Art. 38 Abs. 1 GG). 

4.5 Et hikkommission (§ 8 PfiegeKG) 

Zu begrü ßen ist die Elnridltung einer Ethikkommission. 

4.6 Fortbildung (§ 23 Abs. 1 PfiegeKG) 

Zu begrüßen ist die gesetzliche Verpflichtu ng zur berufi ichen Fortbildung (§ 23 Abs. 1 S. 1 Plle­

geKG). 

4.7 Berufsgerichtsbarkeit 

Der Gesetzentwurf enthält keine Vorschr iften zur Beruf sgerichtsba rkeit und zu Schlichtungskom­

mi.ssionen. Das ist im Kammerwe5e n unliblich. Sowohl das Kam me rgesetz ru r die Heil berufe in 

Niedesachsen (HKG) als auch die Kammergesetze in Rheinland-Pfalz (Heilberufsgesetz - HeilBG 
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- vom 19_12..2014) und in Sdl ieswig-Hoiste in (Pfl egeberu fekammergesetz - PBKG - vom 

16_07_2015) ent halten Vorschritten zu r Berufsgeridltsbarkeit und zu Schlichtungsst ellen_ 

Die Einricht ung einer eigenen Berufsger ichtsbarkeit und von Sdl lichtungsstellen trägt zu r Stär­

ku ng der Ve ra ntw ortung der Be rufsa ngehörige n und der Pflegeb erufskam m er fü r die Einh altu ng 

der Beruf spf lidlt en beL Sie ist gleichle itig Ausdrud< des Selbstvem ändnis."s und der Selbstver­

antwortung eines verkammen en BenIfes. 

Wird auf die Einr ichtung einer eigenen Berufsgeridltsbarkeit verz ichtet, ergibt sich eine Un­

gleichbehandlung der Mitglieder der Pfl egekammer im Ver hä lt nis zu den Kammerangehörigen 

der anderen Heilberufe in Niedersachsen wie im Verflä ltn is zu den Kammerangehörigen in 

Rheinland -Pfa lz und Schieswig-Hoist ein_ 
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